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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der 

Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2017 

 

 

Oö. Landarbeitsordnung 1989 

 

2a. BETRIEBLICHE 

MITARBEITERVORSORGE 

§ 39k 

Beitragsleistung in besonderen Fällen 

(1) Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Präsenz- 

oder Ausbildungsdienstes nach den §§ 19, 37 bis 39 WG 2001 bei weiterhin aufrechtem 

Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den 

Dienstgeber in Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe des 

Kinderbetreuungsgeldes gemäß § 3 Abs. 1 Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I 

Nr. 103/2001, in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2016. Dies gilt nicht für 

den zwölf Monate übersteigenden Teil eines Wehrdienstes als Zeitsoldat gemäß § 19 Abs. 1 

Z 5 WG 2001, eines Auslandseinsatzpräsenzdienstes gemäß § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001 oder 

eines Ausbildungsdienstes. 

(1a) Gemäß § 39k Abs. 1a Landarbeitsgesetz 1984 hat die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer in den Fällen des § 19 Abs. 1 Z 6, 8 und 9 WG 2001 für einen zwölf Monate 

übersteigenden Teil Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Bund in derselben Höhe; 

die Beiträge sind vom Bund im Wege der Versicherungsanstalt öffentlicher Bediensteter in 

die BV-Kasse ihrer oder seiner bisherigen Dienstgeberin oder ihres oder seines bisherigen 

Dienstgebers zu leisten. 

(2) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Zivildienstes nach § 6a sowie für 

die Dauer des Auslandsdienstes nach § 12b ZDG bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis 

Anspruch auf eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe 

von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 erster Satz. 

(3) Für die Dauer eines Anspruchs auf Krankengeld nach dem ASVG hat die 

Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch 

auf eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe von 1,53 

v.H. einer fiktiven Bemessungsgrundlage. Diese richtet sich nach der Hälfte des für den 

Kalendermonat vor Eintritt des Versicherungsfalls gebührenden Entgelts. Sonderzahlungen 

sind bei der Festlegung der fiktiven Bemessungsgrundlage außer Acht zu lassen. 

(4) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld nach dem ASVG hat die 

Dienstnehmerin bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine 

Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe von 1,53 v.H. einer 

fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe eines Monatsentgelts, berechnet nach dem in den 

letzten drei Kalendermonaten vor dem Versicherungsfall der Mutterschaft (§ 120 Abs. 1 Z 3 

ASVG) gebührenden Entgelt, einschließlich anteiliger Sonderzahlungen, es sei denn, diese 

sind für die Dauer des Wochengeldbezugs fortzuzahlen. Bei einem neuerlichen Eintritt eines 

Beschäftigungsverbots nach § 97 
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 1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz nach diesem Landesgesetz im 

selben Dienstverhältnis oder 

 2. nach einer Beschäftigung im selben Dienstverhältnis zwischen einer Karenz und dem 

neuerlichen Beschäftigungsverbot nach § 97, die kürzer als drei Kalendermonate 

dauert, 

 3. nach einer Beschäftigung in einem Dienstverhältnis, das nach der Beendigung des 

karenzierten Dienstverhältnisses und vor dem neuerlichen Beschäftigungsverbot 

begründet worden ist, die kürzer als drei Kalendermonate dauert, 

ist als Bemessungsgrundlage das für den Kalendermonat vor dem Beschäftigungsverbot, 

das dieser Karenz unmittelbar vorangegangen ist, gebührende Monatsentgelt (berechnet 

nach dem ersten Satz), im Fall der Z 3 das für den letzten Kalendermonat vor dem Eintritt 

des neuerlichen Beschäftigungsverbots gebührende volle Monatsentgelt heranzuziehen. 

(5) Gemäß § 39k Abs. 5 Landarbeitsgesetz 1984 hat die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer oder die ehemalige Dienstnehmerin oder der ehemalige Dienstnehmer für 

Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezugs Anspruch auf eine Beitragsleistung zu Lasten des 

FLAF in Höhe von 1,53 vH des jeweils nach dem KBGG bezogenen Tagesbetrags an 

Kinderbetreuungsgeld, wenn der Zeitraum zwischen dem Beginn des 

Kinderbetreuungsgeldbezugs und dem Ende des letzten diesem Landesgesetz oder 

gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften unterliegenden Dienstverhältnis nicht mehr 

als drei Jahre beträgt. 

(5) Gemäß § 39k Abs. 5 Landarbeitsgesetz 1984 hat die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer oder die ehemalige Dienstnehmerin oder der ehemalige Dienstnehmer für 

Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezugs Anspruch auf eine Beitragsleistung zu Lasten des 

FLAF in Höhe von 1,53 v.H. des jeweils nach den §§ 3 Abs. 1, 5a Abs. 1, 5b Abs. 1, 5c 

Abs. 1 oder 24a Abs. 1 KBGG bezogenen Kinderbetreuungsgeldes, wenn der Zeitraum 

zwischen dem Beginn des Kinderbetreuungsgeldbezugs und dem Ende des letzten diesem 

Landesgesetz oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften unterliegenden 

Dienstverhältnis nicht mehr als drei Jahre beträgt. 

(6) Für die Dauer einer Freistellung gegen Entfall des Entgelts nach den §§ 39t oder 39u 

oder einer Pflegekarenz nach § 39w hat die Dienstnehmerin bzw. der Dienstnehmer gemäß 

§ 39k Abs. 6 Landarbeitsgesetz 1984 An-spruch auf eine Beitragsleistung zu Lasten des 

Bundes in Höhe von 1,53 vH der fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe des 

Kinderbetreuungsgeldes gemäß § 5b Abs. 1 KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung 

vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2016. 

(6a) Für die Dauer einer Bildungskarenz nach § 39e hat die Dienstnehmerin oder der 

Dienstnehmer gemäß § 39k Abs. 6a Landarbeitsgesetz 1984 Anspruch auf eine 

Beitragsleistung zu Lasten der Mittel aus der Gebarung Arbeitsmarktpolitik (§ 1 des 

Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes - AMPFG, BGBl. 315/1994) in Höhe von 1,53 v.H. 

der Bemessungsgrundlage in Höhe des von der Dienstnehmerin oder vom Dienstnehmer 

bezogenen Weiterbildungsgelds gemäß § 26 Abs. 1 des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. 609. Das Arbeitsmarktservice (AMS) hat 

dem zuständigen Träger der Krankenversicherung die für die Beitragsleistung nach dem 

ersten Satz notwendigen Daten in automationsunterstützter Form zur Verfügung zu stellen. 
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(7) Gemäß § 39k Abs. 7 Landarbeitsgesetz 1984 hat der jeweils zuständige Träger der 

Krankenversicherung die Beiträge nach Abs. 5, 6 und 6a ohne gesonderten Antrag der 

Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers oder der ehemaligen Dienstnehmerin oder des 

ehemaligen Dienstnehmers an die BV-Kasse, bei einer ehemaligen Dienstnehmerin oder 

einem ehemaligen Dienstnehmer an die BV-Kasse der letzten Dienstgeberin oder des letzten 

Dienstgebers zu leisten. Bei einer Rückforderung von Kinderbetreuungsgeld nach dem 

KBGG sind für denselben Zeitraum auch die nach Abs. 5 geleisteten Beiträge von der 

Dienstnehmerin oder vom Dienstnehmer oder von der ehemaligen Dienstnehmerin oder vom 

ehemaligen Dienstnehmer zurückzufordern und an den FLAF zu überweisen. 

(8) Für die Einhebung der Beiträge nach Abs. 1 bis 5 ist § 39j Abs. 1 bis 3 anzuwenden. 

Gemäß § 39k Abs. 8 Landarbeitsgesetz 1984 gilt dasselbe für die Einhebung der Beiträge 

nach Abs. 6 und 6a. 

 

8. BETRIEBSVERFASSUNG 

Betriebsrat 

Tätigkeitsdauer des Betriebsrates 

§ 167 

(1) Die Tätigkeitsdauer des Betriebsrates beträgt fünf Jahrevier Jahre. Sie beginnt mit 

dem Tag der Konstituierung oder mit Ablauf der Tätigkeitsdauer des früheren Betriebsrates, 

wenn die Konstituierung vor diesem Zeitpunkt erfolgte. 

(2) Erklärt die Einigungskommission die Wahl eines Betriebsrates auf Grund einer 

Anfechtung nach § 165 Abs. 1 oder 2 für ungültig, so führt der frühere Betriebsrat die 

laufenden Geschäfte bis zur Konstituierung des neugewählten Betriebsrates, höchstens 

jedoch bis zum Ablauf von drei Monaten ab dem Tag der Ungültigkeitserklärung gerechnet, 

weiter. Dies gilt nicht, wenn die Tätigkeitsdauer des früheren Betriebsrates gemäß § 168 

vorzeitig geendet hat. 

(3) Die nach Beginn der Tätigkeitsdauer (Abs. 1) gesetzten Rechtshandlungen eines 

Betriebsrates werden in ihrer Gültigkeit durch die zufolge einer Wahlanfechtung nachträglich 

erfolgte Aufhebung der Betriebsratswahl nicht berührt. 

 

Betriebsratsumlage und Betriebsratsfonds 

Rechnungsprüfer 

§ 183 

(1) Zur Überprüfung der Verwaltung und Gebarung des Betriebsratsfonds hat die 

Betriebs(Gruppen)versammlung aus ihrer Mitte mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

einen, in Betrieben (Dienstnehmergruppen) mit mehr als 20 Dienstnehmern zwei 

Rechnungsprüfer (Stellvertreter) zu wählen. Diese dürfen dem Betriebsrat nicht angehören. 

§ 164 Z 4 ist sinngemäß anzuwenden. Die erstmalige Wahl der Rechnungsprüfer hat 

anläßlich der Beschlußfassung über die Einhebung einer Betriebsratsumlage zu erfolgen. 

(2) Die Tätigkeit der Rechnungsprüfer (Stellvertreter) dauert fünf Jahrevier Jahre, es sei 

denn, die Wahl gemäß Abs. 3 und 4 findet vor ihrem Ablauf statt. Die Wiederwahl ist 

zulässig. 
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(3) In Betrieben (Dienstnehmergruppen), in denen mehr als zwei Betriebsratsmitglieder 

zu wählen sind, kann die Betriebs(Gruppen)versammlung anläßlich der Wahl des 

Wahlvorstandes (§ 160) beschließen, die Wahl der Rechnungsprüfer zugleich mit der Wahl 

des Betriebsrates durchzuführen. 

(4) Liegt ein Beschluß im Sinne des Abs. 3 vor, so hat der Wahlvorstand auch die Wahl 

der Rechnungsprüfer vorzubereiten und durchzuführen. Die Wahlkundmachung (§ 161 

Abs. 2) hat auch die Ausschreibung der Wahl der Rechnungsprüfer zu enthalten. Auf die 

Vorschläge für die Wahl der Rechnungsprüfer ist § 161 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden. Die 

Wahl des Betriebsrates und der Rechnungsprüfer kann mittels gemeinsamen Stimmzettels 

erfolgen. § 164 Z 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

 

Zentralbetriebsrat 

Tätigkeitsdauer 

§ 190 

(1) Die Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates beträgt fünf Jahrevier Jahre. § 167 

Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten Zeit endet die Tätigkeit des 

Zentralbetriebsrates, wenn 

 1. das Unternehmen aufgelöst wird; 

 2. dem Unternehmen nur mehr ein Betrieb angehört; 

 3. die Zahl der Mitglieder unter drei sinkt; 

 4. die Betriebsräteversammlung die Enthebung des Zentralbetriebsrates beschließt; 

 5. der Zentralbetriebsrat den Rücktritt beschließt; 

 6. die Einigungskommission die Wahl für ungültig erklärt. 

(3) Die Mitgliedschaft zum Zentralbetriebsrat erlischt, wenn 

 1. die Tätigkeitsdauer des Zentralbetriebsrates endet; 

 2. das Mitglied zurücktritt; 

 3. die Mitgliedschaft zum Betriebsrat erlischt. 

(4) Hat in einem Unternehmen die Tätigkeit des Zentralbetriebsrates deshalb geendet, 

weil durch vorübergehende Stillegung von Betrieben dem Unternehmen nur mehr ein Betrieb 

angehört oder die Zahl der Mitglieder des Zentralbetriebsrates unter drei gesunken ist und 

wird in der Folge in wenigstens einem dieser stillgelegten Betriebe die Tätigkeit wieder 

aufgenommen, so können die Mitglieder der Betriebsräte des Unternehmens die Fortsetzung 

der Tätigkeit des Zentralbetriebsrates bis zur Beendigung seiner ursprünglichen 

Tätigkeitsdauer beschließen, wenn 

 1. in dem Betrieb, der seine Tätigkeit wieder aufgenommen hat, ein Beschluß zur 

Fortsetzung der Tätigkeitsdauer des Betriebsrates (§ 171) gefaßt wurde und 

 2. die Zahl der im Unternehmen verbliebenen und wiedereingestellten ehemaligen 

Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Zentralbetriebsrates mindestens die Hälfte der Zahl 

der ursprünglichen Zentralbetriebsratsmandate erreicht. 

(5) Für den Eintritt von Ersatzmitgliedern ist § 173 sinngemäß anzuwenden. Enthält der 

Wahlvorschlag, dem das ausgeschiedene oder verhinderte Mitglied angehört, kein für ein 
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Nachrücken in Frage kommendes Ersatzmitglied, so entsendet die wahlwerbende Gruppe 

ein anderes Betriebsratsmitglied in den Zentralbetriebsrat. 

(6) Die Bestimmungen über die Verlängerung der Partei- und Prozeßfähigkeit des 

Betriebsrates (§ 169) und über die Beibehaltung des Zuständigkeitsbereiches (§§ 170 bis 

170a) sind sinngemäß anzuwenden. 

 

Rechnungsprüfer für den Zentralbetriebsratsfonds 

§ 196 

(1) Zur Überprüfung der Verwaltung und Gebarung des Zentralbetriebsratsfonds hat die 

Betriebsräteversammlung aus ihrer Mitte mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen zwei 

Rechnungsprüfer (Stellvertreter) zu wählen. Diese dürfen dem Zentralbetriebsrat nicht 

angehören. § 164 Z 4 ist sinngemäß anzuwenden. Die erstmalige Wahl der Rechnungsprüfer 

hat anläßlich der Beschlußfassung über die Einhebung einer Zentralbetriebsratsumlage zu 

erfolgen. 

(2) Die Tätigkeit der Rechnungsprüfer (Stellvertreter) dauert fünf Jahrevier Jahre. 

Wiederwahl ist zulässig. 

 

RECHTSSTELLUNG DER MITGLIEDER DES BETRIEBSRATES 

Bildungsfreistellung 

§ 227 

(1) Jedes Mitglied des Betriebsrates hat Anspruch auf Freistellung von der 

Arbeitsleistung zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen bis zum 

Höchstausmaß von drei Wochen und drei Arbeitstagen innerhalb einer Funktionsperiode 

unter Fortzahlung des Entgelts; in Betrieben, in denen dauernd weniger als 20 Dienstnehmer 

beschäftigt sind, hat jedes Mitglied des Betriebsrates Anspruch auf eine solche Freistellung 

gegen Entfall des Entgelts. 

(2) Die Dauer der Freistellung kann in Ausnahmefällen bei Vorliegen eines Interesses an 

einer besonderen Ausbildung bis zu fünf Wochen ausgedehnt werden. 

(3) Die Schulungs- und Bildungsveranstaltungen müssen von kollektivvertragsfähigen 

Körperschaften der Dienstnehmer oder der Dienstgeber veranstaltet sein oder von diesen 

übereinstimmend als geeignet anerkannt werden und vornehmlich die Vermittlung von 

Kenntnissen zum Gegenstand haben, die der Ausübung der Funktion als Mitglied des 

Betriebsrates dienen. 

(4) Der Betriebsrat hat den Betriebsinhaber mindestens vier Wochen vor Beginn des 

Zeitraumes, für den die Freistellung beabsichtigt ist, in Kenntnis zu setzen. Der Zeitpunkt der 

Freistellung ist im Einvernehmen zwischen Betriebsinhaber und Betriebsrat festzusetzen, 

wobei die Erfordernisse des Betriebes einerseits und die Interessen des Betriebsrates und 

des Betriebsratsmitgliedes andererseits zu berücksichtigen sind. Im Streitfall entscheidet die 

Einigungskommission. 

(5) Betriebsratsmitglieder, die in der laufenden Funktionsperiode bereits nach § 228 

freigestellt worden sind, haben während dieser Funktionsperiode keinen Anspruch auf 

Freistellung gemäß Abs. 1 und 2. 
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(6) Rückt ein Ersatzmitglied des Betriebsrates in das Mandat eines Mitgliedes des 

Betriebsrates dauernd nach, so hat es nur insoweit einen Anspruch gemäß Abs. 1 und 2, als 

das ausgeschiedene Mitglied noch keine Bildungsfreistellung in Anspruch genommen hat. Im 

Fall des Ausscheidens eines Betriebsratsmitgliedes im Zug einer Betriebsänderung hat das 

nachrückende Ersatzmitglied einen Anspruch jedenfalls in dem Ausmaß, als es dem 

Verhältnis der noch offenen zur gesamten Tätigkeitsdauer des Betriebsrates entspricht, 

sofern sich nicht nach dem ersten Satz ein größerer Anspruch ergibt. 

 

12a. BETEILIGUNG DER DIENSTNEHMERINNEN UND DIENSTNEHMER 

IN DER EUROPÄISCHEN GENOSSENSCHAFT 

3. Unterabschnitt 

Beteiligung der Dienstnehmerinnen 

und Dienstnehmer in der 

Europäischen Genossenschaft kraft Gesetzes 

SCE-Betriebsrat kraft Gesetzes 

§ 281 

Tätigkeitsdauer, Dauer der Mitgliedschaft 

(1) Die Tätigkeitsdauer des SCE-Betriebsrats beträgt fünf Jahrevier Jahre. Sie beginnt 

mit dem Tag der Konstituierung oder mit Ablauf der Tätigkeitsdauer des früheren SCE-

Betriebsrats, wenn die Konstituierung vor diesem Zeitpunkt erfolgte. 

(2) Vor Ablauf des im Abs. 1 bezeichneten Zeitraums endet die Tätigkeitsdauer des 

SCE-Betriebsrats, wenn 

 1. die Löschung der Europäischen Genossenschaft ins Firmenbuch eingetragen wird; 

 2. der SCE-Betriebsrat durch Mehrheitsbeschluss seinen Rücktritt beschließt; 

 3. das Gericht die Errichtung des SCE-Betriebsrats (§ 276 Abs. 1) für ungültig erklärt; 

die Klage ist spätestens einen Monat nach Konstituierung des SCE-Betriebsrats 

einzubringen; 

 4. der SCE-Betriebsrat und das zuständige Organ der Europäischen Genossenschaft 

eine Vereinbarung nach den §§ 274 oder 275 abschließen. 

(3) In den Fällen des Abs. 2 Z 2 und 3 ist unter Anwendung der §§ 277 und 278 ein 

neuer SCE-Betriebsrat zu bilden. 

(4) Die Mitgliedschaft zum SCE-Betriebsrat beginnt mit der Bekanntgabe des 

Entsendungsbeschlusses (§ 278). 

(5) Die Mitgliedschaft zum SCE-Betriebsrat endet, wenn 

 1. die Tätigkeitsdauer des SCE-Betriebsrats endet; 

 2. das Mitglied zurücktritt; 

 3. das Organ der Dienstnehmerschaft, das das Mitglied in den SCE-Betriebsrat 

entsendet hat, dieses abberuft, wobei dieses jedenfalls dann abzuberufen ist, wenn 

seine Mitgliedschaft zum Betriebsrat endet; 

 4. der Betrieb bzw. das Unternehmen, dem das Mitglied angehört aus der Europäischen 

Genossenschaft ausscheidet; 

 5. das Gericht den Entsendungsbeschluss (§ 278) für ungültig erklärt; die Klage ist 

spätestens einen Monat nach Konstituierung des SCE-Betriebsrats einzubringen. 
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(6) In den Fällen des Abs. 5 Z 2 bis 5 ist § 267 Abs. 3 anzuwenden. 

 

Befugnisse des SCE-Betriebsrats und 

des engeren Ausschusses 

§ 287 

Beschluss über die Aufnahme von Verhandlungen 

(1) Der SCE-Betriebsrat hat 

 1. fünf Jahrevier Jahre nach seiner konstituierenden Sitzung oder 

 2. im Fall wesentlicher Änderungen der Struktur der Europäischen Genossenschaft 

(§ 272 Abs. 2) unverzüglich 

einen Beschluss darüber zu fassen, ob eine Vereinbarung nach den §§ 274 oder 275 

ausgehandelt werden soll oder ob die Bestimmungen dieses Unterabschnitts weiterhin 

anzuwenden sind. 

(2) Wenn der SCE-Betriebsrat den Beschluss fasst, eine solche Vereinbarung 

auszuhandeln, so finden die §§ 269, 274 und 275 mit der Maßgabe Anwendung, dass 

anstelle des besonderen Verhandlungsgremiums der SCE-Betriebsrat diese Vereinbarung 

aushandelt. Wenn innerhalb des für die Verhandlungen vorgesehenen Zeitraums (§ 270) 

keine Vereinbarung zustande gekommen ist, finden die Bestimmungen dieses 

Unterabschnitts weiterhin Anwendung. 

 

14. HINWEISE AUF BUNDESRECHTLICHE REGELUNGEN, STEMPEL- UND 

GEBÜHRENBEFREIUNG 

§ 298 

Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nachstehenden Bundesgesetze verwiesen 

und nicht bloß unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergegeben oder anderes 

bestimmt wird, sind diese, soweit bereits in Kraft getreten, in folgenden Fassungen 

anzuwenden: 

 1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002; 

 2. Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 122/2017; 

 4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 126/2017; 

 5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 30/2017 und der Kundmachung BGBl. I Nr. 106/2017; 

 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2017; 

 7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2017; 
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 8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 59/2017; 

 9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 59/2017; 

 10. Allgemeines Pensionsgesetz - APG, BGBl. I Nr. 142/2004, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2017; 

 11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl. Nr. 104/1985, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 44/2016; 

 12. Spaltungsgesetz - SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 107/2017; 

 13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2015; 

 14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 146/2015; 

 15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 - AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2017; 

 16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013; 

 17. Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2016; 

 18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I 

Nr. 100/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 19. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 20. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 113/2006; 

 21. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 40/2017; 

 22. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2016; 

 23. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 129/2017; 

 24. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 16/2017; 

 25. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz - EZA-G, BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003; 

 26. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I Nr. 53/1997, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2017; 

 27. Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10/2011, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2015; 

 28. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 129/2017; 
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 29. Biozidproduktegesetz - BiozidprodukteG, BGBl. I Nr. 105/2013, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2015; 

 30. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2017; 

 31. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 26/2017; 

 32. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBl. 

Nr. 298/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2013 und der 

Kundmachung BGBl. II Nr. 59/2014; 

 33. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 152/2015; 

 34. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 152/2015; 

 35. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, BGBl. Nr. 683/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 114/2016; 

 36. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98/1965, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 107/2017; 

 37. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 104/2017; 

 38. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 104/2017; 

 39. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/1897, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 40. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2016; 

 41. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 106/2006, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 43/2016; 

 42. Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, BGBl. I Nr. 34/2015, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017; 

 43. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2017; 

 44. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2017; 

 45. Zivilrechts-Mediations-Gesetz - ZivMediatG, BGBl. I Nr. 29/2003; 

 46. Arbeitsmarktservicegesetz - AMSG, BGBl. Nr. 313/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 31/2017; 

 47. Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2017; 

 48. Bundespflegegeldgesetz - BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 116/2016; 

 49. Organhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 181/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 33/2013; 
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 50. Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 169/1983; 

 51. Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 40/2017; 

 52. Landarbeitsgesetz 1984 - LAG, BGBl. Nr. 287/1984, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 36/2017. 

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nachstehenden Bundesgesetze verwiesen 

und nicht bloß unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergegeben wird, sind diese, 

soweit bereits in Kraft getreten, in folgenden Fassungen anzuwenden: 

 1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002; 

 2. Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2015; 

 3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 69/2014; 

 4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2015; 

 9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 94/2014; 

 10. Allgemeines Pensionsgesetz - APG, BGBl. I Nr. 142/2004, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 2/2015; 

 11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl. Nr. 104/1985, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 86/2013; 

 12. Spaltungsgesetz - SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 112/2015; 

 13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2015; 

 14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 163/2013; 

 15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 - AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr. 31/1969, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013; 

 17. Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I Nr. 103/2001, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 35/2014; 
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 18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I Nr. 

100/2002, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015; 

 19. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2015; 

 20. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 113/2006; 

 21. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 74/2009; 

 22. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr. 472/1986, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2015; 

 23. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 104/2015; 

 24. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

I Nr. 57/2015; 

 25. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz - EZA-G, BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003; 

 26. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I Nr. 53/1997, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2015; 

 27. Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBl. I Nr. 10/2011, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 189/2013; 

 28. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 193/2013; 

 29. Biozidproduktegesetz - BiozidprodukteG, BGBl. I Nr. 105/2013, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2015; 

 30. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2015; 

 31. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169/1998, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 90/2015; 

 32. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBl. Nr. 

298/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2013 und der 

Kundmachung BGBl. II Nr. 59/2014; 

 33. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 58/2010; 

 34. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 58/2010; 

 35. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, BGBl. Nr. 683/1991, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2013; 

 36. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98/1965, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 112/2015; 

 37. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 112/2015; 

 38. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 71/2013; 
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 39. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/1897, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 22/2015; 

 40. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471/1992, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2014; 

 41. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006; 

 42. Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, BGBl. I Nr. 34/2015; 

 43. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2015; 

 44. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2015; 

 45. Zivilrechts-Mediations-Gesetz - ZivMediatG, BGBl. I Nr. 29/2003; 

 46. Arbeitsmarktservicegesetz - AMSG, BGBl. Nr. 313/1994, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 40/2014; 

 47. Behinderteneinstellungsgesetz - BEinstG, BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2015; 

 48. Bundespflegegeldgesetz - BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/2015; 

 49. Organhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 181/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 33/2013; 

 50. Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, BGBl. Nr. 80/1965, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 169/1983; 

 51. Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 34/2015; 

 52. Landarbeitsgesetz 1984 - LAG, BGBl. Nr. 287/1984, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015. 

(2) Verweise in diesem Landesgesetz auf die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 sind 

Verweise auf die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über das Statut der Europäischen 

Genossenschaft (SCE), ABl.Nr. L 207 vom 22.7.2003, S. 1.  
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Gesetz vom 3. April 1964 über die Regelung des Jagdwesens (Oö. Jagdgesetz) 

 

F. Der Schutz der Jagd 

§ 62 

Verbote sachlicher Art 

Es sind verboten: 

 1. der Schrot- und Postenschuß und der Schuß mit gehacktem Blei, auch als Fangschuß 

auf Schalenwild und Murmel; 

 2. der Kugelschuß auf Schalenwild mit Randfeuerpatronen oder mit Patronen, bei denen 

die Auftreffenergie auf 100 Meter Entfernung weniger als 2.000 Joule, bei Rehwild 

weniger als 1.000 Joule beträgt; 

 3. das Verwenden von Schußwaffen und von Munition, die nicht für die Jagd auf 

jagdbare Tiere bestimmt und hiefür nicht üblich sind; hiezu gehören insbesondere 

Waffen, die für Dauerfeuer bei einmaligem Abzug eingerichtet sind, halbautomatische 

Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann, Waffen mit 

Visiervorrichtungen für das Schießen bei Nacht mit elektronischem Bildverstärker 

oder Bildumwandler, Luftdruckwaffen, Waffen mit Schalldämpfern, abschraubbare 

Stutzen, Faustfeuerwaffen, ausgenommen zur Abgabe des Fangschusses, 

Militärwaffen und Gewehre, deren ursprüngliche Form so verändert wurde, daß sie als 

Gewehre unkenntlich sind, sowie Armbrust und Pfeil und Bogen; Waffen mit 

Schalldämpfern dürfen zur Jagdausübung verwendet werden, sofern eine 

Ausnahmebewilligung gemäß § 17 Abs. 3a Waffengesetz 1996, BGBl. I Nr. 12/1997, 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2016, erteilt wurde; 

 4. das Verwenden von Sprengstoffen; 

 5. die Jagd zur Nachtzeit; als Nachtzeit gilt die Zeit von einer Stunde nach 

Sonnenuntergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang; das Verbot erfaßt nicht die 

Jagd auf schädliches Wild (§ 60), Wildgänse, Wildenten und Schnepfen sowie auf den 

Auer- und Birkhahn; die Landesregierung kann, wenn es der Jagdausschuß oder der 

Eigenjagdberechtigte beantragen, für Jagdgebiete oder für Teile hievon, in welchen 

durch Rotwild Wildschäden in einem Ausmaß verursacht wurden, daß zu befürchten 

ist, daß land- und forstwirtschaftliche Betriebe in ihrer Ertragsfähigkeit schwer 

beeinträchtigt werden, die Jagd auf Rotwild zur Nachtzeit bewilligen; die Bewilligung 

ist auf Kahlwild einzuschränken, es sei denn, daß der für die Bewilligung maßgebliche 

Zweck durch Abschuß von Kahlwild nicht erreicht wird; der Nachtabschuß darf nur 

vom Jagdausübungsberechtigten oder seinem Jagdschutzorgan getätigt werden; die 

Bewilligung ist durch die Gemeinde ortsüblich kundzumachen; 

 6. das Verwenden künstlicher Lichtquellen, von Spiegeln und anderen blendenden 

Vorrichtungen beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art; 

 7. das Verwenden von Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele; 

 8. das Verwenden von Tonwiedergabegeräten zum Anlocken des Wildes und von 

elektrischen Geräten, die töten oder betäuben können; 

 9. das Anlegen von Saufängen, Fang- und Fallgruben; 

 10. das Fangen wilder Enten in Kojen (Entenfängern), Reusen und Netzen; 
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 11. das Verwenden von Fanggeräten, die auf Pfählen, Bäumen oder anderen 

aufragenden Gegenständen oder auf Bodenerhebungen angebracht sind; 

 12. das Erlegen von Schalenwild in Notzeiten des Wildes in Ruhezonen, bei sonstigen 

Futterplätzen in einem Umkreis von 200 Meter; 

 13. die Jagd von Luftfahrzeugen, Eisenbahnen, Kraftfahrzeugen, Seilbahnen und 

Motorbooten aus; 

 14. die Beunruhigung des Weideviehs durch die Ausübung der Jagd mit Hunden. 

 


